
 

 

 

Landwirtschaft – Förderung durch EU Mittel ab 2021 NABU 

Vorschlag
Der NABU fordert aufgrund der anhaltend schlechten 
Umweltbilanz der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU (GAP) 
drastische Änderungen von der Politik. Deswegen gab er beim 
Institut für Agrarökologie und Biodiversität (IFAB) eine Studie 
in Auftrag.  
 
Diese berechnet erstmals anhand von konkreten Modellen,  
wie die Agrarsubventionen in Zukunft so verteilt werden 
können, dass Landwirte und Umwelt gleichermaßen profitieren.  
 
Kern des Gutachtens ist ein Modell, das die ineffiziente 
„Gießkannenförderung“ durch Prämien für nachhaltiges 
Wirtschaften und Naturschutzleistungen ersetzt. 
 
Insgesamt fließen derzeit 40 Prozent des EU-Haushalts,  
das sind jährlich rund 60 Milliarden Euro, in die Landwirtschaft.  
 
Das entspricht im Durchschnitt 112 Euro pro EU-Bürger und 
Jahr.  
 
Die EU-Förderung besteht zum größten Teil aus pauschalen 
Flächenprämien ohne konkrete Gegenleistung – in Deutschland 
sind das pro Hektar rund 300 Euro.  
Diese nach Ansicht des NABU äußerst ineffiziente Agrarpolitik 
hält weder das Höfesterben auf, noch wird sie dem Klima- und 
Naturschutz gerecht.  
Sie liefert Anreize zur Intensivierung und stellt nicht genug 
Geld für Umweltleistungen zur Verfügung. 
 

Neues Modell nutzt  
Natur und Landwirten gleichermaßen 

Das neue von den Agrarökonomen und -ökologen entwickelte Modell 
kann Natur und Landwirten gleichermaßen nutzen:  
 
Anhand konkreter Beispiele zeigt die Studie, dass Betriebe, die in 
Zukunft mindestens zehn Prozent ihres Ackerlands oder 20 Prozent ihres 
Grünlands als ökologisch hochwertige Flächen bewirtschaften und diese 
gezielt anlegen, finanziell mindestens genauso gut oder besser gestellt 
sein werden als bisher.  
Das Plus beträgt meist fünf bis zehn Prozent im 
Gesamtbetriebsergebnis, zum Teil auch darüber, wobei Ertragseinbußen 
durch die geringere Produktion bereits berücksichtigt sind.  
 
Dadurch entstehen wichtige Perspektiven gerade für Betriebe auf 
weniger ertragreichen Standorten. 

Betriebe, die nur die Mindeststandards der Umweltgesetze 

einhalten wollen, können das tun –  

erhalten dann aber kein Geld mehr vom Steuerzahler.  

Durch diese Umstellung kann die Agrarförderung gegenüber der 

bisherigen Praxis wesentlich umwelt- und naturfreundlicher und 

gegenüber Landwirten wie Steuerzahlern weitaus fairer gestaltet 

werden. 

Die Unternehmen und Organisationen fordern eine Politik,  
 
die „fair, ökologisch nachhaltig, gesund und global verantwortungsvoll“ 
sein muss.  
 
Die derzeitige Agrarpolitik zwingt immer mehr Betriebe in eine immer 
intensivere Produktion, auf Kosten der Allgemeinheit und künftiger 
Generationen.  
 
Zudem hängt die wirtschaftliche Zukunft vieler Unternehmen von 
sauberem Wasser, unbelasteten Böden und attraktiven, vielfältigen 
Erholungslandschaften ab.  
 
So wird es beispielsweise für Wasserwerke immer teurer, das durch 
Überdüngung eingetragene Nitrat aus dem Grundwasser zu entfernen. 
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